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Jenfeld/ Marienthal                    Bürgerinitiative   Hamburg, 24. Juni 2026 

                                                    Rettet die Rodigallee                                                                                                                                   

     

OVG-Beschluss zur Rodigallee: Bürgerinitiative sieht 
Grundsatz bestätigt – und warnt vor politisch gewollter 
Schwächung eines ganzen Stadtteils 

Christian Paulsen (Sprecher der BI Rettet die Rodigallee), Dr. Holger Neumann (stellvertretender Sprecher der BI Rettet die Rodigallee) 

und Frank Hiemer (Gründer der BI Rettet die Rodigallee) erklären wie folgt: 

Das Hamburgische Oberverwaltungsgericht hat die Beschwerde der Bürgerinitiative „Rettet 
die Rodigallee“ im Eilverfahren gegen den geplanten Umbau der Rodigallee zurückgewiesen. 
Der beantragte Baustopp wurde damit im Ergebnis nicht erreicht. 

Gleichzeitig enthält der Beschluss aus Sicht der Bürgerinitiative einen wichtigen rechtlichen 
Teilerfolg: Das OVG stellt ausdrücklich klar, dass auch eine sogenannte nicht-förmliche Stra-
ßenplanung nicht außerhalb rechtsstaatlicher Kontrolle steht. Private Belange von Anwoh-
nern, Gewerbetreibenden und medizinischen Versorgungseinrichtungen müssen auch in ei-
nem solchen Verfahren abgewogen werden, wenn sie schutzwürdig, erkennbar und mehr als 
nur geringfügig betroffen sind. 

Damit widerspricht das OVG in einem zentralen Punkt der vorherigen Entscheidung des Ver-
waltungsgerichts Hamburg. Dieses hatte noch angenommen, dass bei nicht-förmlicher Stra-
ßenplanung im Wesentlichen kein Anspruch auf fehlerfreie Abwägung privater Belange be-
stehe. 

„Wir haben den konkreten Eilantrag verloren, aber den entscheidenden rechtsstaatli-
chen Grundsatz bestätigt bekommen: Die Bürger sind bei nicht-förmlicher Straßenpla-
nung nicht rechtlos. Auch diese Planungen müssen sich an Abwägung, Verhältnismä-
ßigkeit und tatsächlicher Betroffenheit messen lassen“, erklärt Christian Paulsen, Spre-
cher der Bürgerinitiative „Rettet die Rodigallee“. 

Aus Sicht der Bürgerinitiative bleibt der Beschluss dennoch bitter. Das OVG hat im konkreten 
Fall den nachgereichten Vortrag der Stadt ausreichen lassen und insbesondere interne Ver-
merke sowie ergänzende Darstellungen der Verwaltung als hinreichende Dokumentation ei-
ner Abwägung bewertet. Die Initiative hält genau dies für problematisch: Wenn eine jahrelang 
vorbereitete Straßenplanung erst im gerichtlichen Verfahren durch interne Nachträge ver-
ständlich gemacht wird, zeigt dies aus Sicht der Initiative nicht die Stärke, sondern die Schwä-
che des Planungsverfahrens. 

„Eine echte Abwägung muss vor Ort beginnen – bei den Menschen, Betrieben, Praxen, 
Apotheken, Pendlern, Patienten und Lieferverkehren, die täglich auf diese Straße an-
gewiesen sind. Sie darf nicht erst dann auf dem Papier entstehen, wenn Bürger vor 
Gericht ziehen“, so Paulsen. 

Die Bürgerinitiative sieht in der Rodigallee längst keinen Einzelfall mehr, sondern ein Symp-
tom einer verfehlten Verkehrspolitik im Hamburger Osten. Der Wunsch vieler Bürgerinnen 
und Bürger in Jenfeld, Marienthal und den angrenzenden Stadtteilen nach echter Mobilität 
bleibt aus Sicht der Initiative seit Jahren unerhört: keine U-Bahn nach Jenfeld, keine 
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leistungsfähigen Anschlüsse aus dem benachbarten Stormarn nach Hamburg, kein Ausbau 
sicherer Radwege entlang vorhandener Grün- und Nebenachsen, etwa im Umfeld der BAB 
24 und damit keine Entkopplung von Pkw-, Wirtschafts-, Bus- und Radverkehr wie von vielen 
Anwohnern gewünscht. Stattdessen wird eine funktionierende Hauptverkehrsachse verengt 
und der gesamte Verkehr auf engem Raum zusammengeführt. 

Stadteinwärts soll ein aufwendiges Verkehrsleitsystem künftig eine Zweispurigkeit steuern, 
die es heute bereits gibt – mit dem Unterschied, dass der Radverkehr künftig zusätzlich auf 
der Fahrbahn geführt wird. Besonders kritisch sieht die Bürgerinitiative die künftige Situation 
stadtauswärts. Dort sollen sich Pkw-Verkehr, Lkw-Verkehr, Busse und Radfahrende eine 
deutlich verengte Verkehrsführung teilen. Ein eigener Bussonderstreifen stadtauswärts wie 
von der Bürgerinitiative gegenüber dem LSBG mehrfach vorgeschlagen ist nicht vorgesehen.  

Ausgerechnet auf einer der stauträchtigsten Straßen Hamburgs werde damit nicht Leistungs-
fähigkeit geschaffen, sondern ein neuer Dauerkonflikt zwischen Verkehrsarten organisiert. 
Für die Bürgerinitiative ist dies keine moderne Mobilitätsplanung, sondern ein Rückbau funk-
tionaler Infrastruktur unter dem Etikett der Verkehrswende. 

Hinzu kommt: Nach Kenntnis der Bürgerinitiative entstehen im Zuge des Umbaus keine 
neuen Ladepunkte für Elektromobilität. Zugleich fallen zahlreiche Parkmöglichkeiten weg. 
Damit werde nicht nur der motorisierte Verkehr erschwert, sondern auch die Alltagstauglich-
keit für Anwohner, Kunden, Handwerker, Lieferdienste, Patienten und Beschäftigte ver-
schlechtert. 

„Hier wird nicht Mobilität geschaffen, sondern Mobilität verengt. Wer Straßen umleitet, 
leitet auch Kaufkraft, Arbeitswege, Lieferketten und wirtschaftliche Tragfähigkeit um. 
Viele Standorte entlang der Rodigallee sind entstanden, weil diese Straße funktioniert. 
Wenn man diese Funktion zerstört, entfernt man nicht nur Asphalt, sondern auch ge-
wachsene Stadtteilstruktur“, sagt Paulsen. 

Die Initiative warnt vor einer schleichenden Abkopplung Jenfelds. Der Stadtteil sei ohnehin 
strukturell belastet und auf funktionierende Verbindungen angewiesen. Gerade hier dürfe 
Verkehrspolitik nicht zur zusätzlichen Benachteiligung führen. Wer Hauptachsen verengt, 
ohne echte Alternativen zu schaffen, schwäche Einzelhandel, medizinische Versorgung, Ar-
beitswege und die Verbindung zur Innenstadt. 

„Die Stadt Hamburg ist kein Dorf. Sie ist ein wirtschaftliches, kulturelles und gesell-
schaftliches Zentrum. Eine Stadt lebt davon, dass Menschen, Waren, Dienstleistungen 
und Ideen sich bewegen können. Wer keine leistungsfähigen Hauptverkehrsachsen 
möchte, darf nicht gleichzeitig erwarten, dass Wirtschaft, Versorgung und städtisches 
Leben funktionieren. Wir können Hamburg nicht in ländlichen Raum zurückplanen“, 
so Paulsen. 

Besonders irritierend findet die Bürgerinitiative, dass die Planung faktisch mit der Annahme 
sinkender Verkehre arbeitet. Für die Initiative wirft dies eine grundsätzliche Frage auf: Soll 
Hamburg künftig weniger Verkehr haben, weil bessere Alternativen geschaffen werden – 
oder weil weniger Menschen, weniger Waren, weniger Pendler und weniger Wertschöpfung 
in die Stadt hinein- und wieder herauskommen? 

„Wenn eine Stadt ihre Infrastruktur auf weniger Menschen, weniger Waren und weni-
ger Wirtschaftsverkehr auslegt, dann ist das keine Mobilitätswende, sondern eine 
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düstere Vorahnung. Der Handel hat Hamburg groß gemacht. Pendlerinnen und Pend-
ler, die täglich von außen in die Stadt kommen und hier Wertschöpfung schaffen, ohne 
Wohnraum zu beanspruchen, sind kein Problem – sie sind Teil der Leistungsfähigkeit 
dieser Stadt. Wer diese funktionale Infrastruktur im großen Stil zurückbaut, handelt 
aus unserer Sicht völlig verblendet“, erklärt Paulsen. 

Auch innerhalb des Projekts sei nach Wahrnehmung der Initiative spürbar, dass die Maß-
nahme keineswegs überall als zwingend notwendig angesehen werde. Viele Beteiligte wüss-
ten, dass der Rückbau in dieser Form vermeidbar sei. Trotzdem werde das Projekt weiterge-
führt. 

Frank Hiemer, Mitgründer der Bürgerinitiative, sagt dazu: „Wer mit den Menschen vor Ort 
spricht, merkt sofort: Dieses Projekt überzeugt die Betroffenen nicht. Viele halten den 
Rückbau für unnötig, aber am Ende machen alle weiter, als sei nichts mehr zu ändern. 
Genau das zerstört Vertrauen in Verwaltung und Politik.“ 

Die Bürgerinitiative kritisiert außerdem, dass die wirtschaftlichen und sozialen Folgen für Jen-
feld nicht ausreichend mitgedacht wurden. Eine Verkehrsplanung, die zwar Straßenquer-
schnitte, Markierungen und Regelbreiten betrachtet, aber die Einzelhandelsstruktur, medizi-
nische Versorgung, Pendlerverkehre, Lieferbeziehungen und Standortlogik eines Stadtteils 
nicht ernsthaft bewertet, greift aus Sicht der Initiative zu kurz. 

Gerade Jenfeld brauche Förderung, Anbindung und funktionierende Infrastruktur. Stattdes-
sen werde ein ohnehin belasteter Stadtteil weiter geschwächt. Die Folge könne eine fort-
schreitende Ausdünnung von Einzelhandel, Dienstleistungen und medizinischer Versorgung 
sein. 

Die Bürgerinitiative sieht den OVG-Beschluss deshalb nicht als Ende der Debatte, sondern 
als Beginn einer politischen Auseinandersetzung über die Frage, welche Stadt Hamburg sein 
will: eine funktionierende Metropole mit leistungsfähigen Verbindungen zwischen Innenstadt, 
Außenbezirken und Umland – oder eine Stadt, die ihre Erreichbarkeit Stück für Stück zurück-
baut und die Folgen besonders den strukturschwächeren Stadtteilen überlässt. 

„Jeder Bürger sollte sich bei der nächsten Wahl fragen, ob sich Hamburg gerade in 
die richtige Richtung entwickelt. Es geht nicht nur um eine Straße in Jenfeld. Es geht 
um die Frage, ob diese Stadt ihre wirtschaftliche, soziale und medizinische Infrastruk-
tur ernst nimmt – oder ob unter dem Schlagwort Verkehrswende funktionierende 
Strukturen zerstört werden“, so Paulsen. 
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